
509 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV. GP 

Bericht 
des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage (55 der Beila­
gen): Bundesgesetz über die Begrenzung der 
Emissionen von Dampfkesselanlagen (Dampf-

kessel-Emissionsgesetz - DKEG) 

Die natürliche Atmosphäre wird mit zuneh­
mender Technisierung und dem damit verbun­
denen ständig steigenden Energiebedarf, auch als 
Folge des allgemein höheren Lebensstandards, 
durch die verschiedensten Emission1en in einem 
für das Leben und die Gesundheit der Bevölke­
rung bedenMichen Ausmaß nachteilig beeinflußt. 
Ein beachtlicher Anteil solcher schädlicher Emis­
sionen stammt von Anlagen, die mit fossilem 
Brennstoff befeuert werden. In der Hauptsache 
sind dies Dampfkesselanlagen und der Haus~ 
brand, wobei zu beobachten ist, 4aß vornehm­
lich in Ballungs~entren der Anteil des Haus­
brandes gegenüber den Dampfkesselan1a.gen 
immer mehr Zlurückgeht. 

Angesichts dieser Tatsache ergab sich die Not­
wendigkeit~ so rasch als möglich die derzeit gel­
tenden Bestimmungen für die Genehmigung von 
DampfkesselallJlagen speziell auf die Beschränkung 
von Emissionen auszurichten. Der vorliegende 
Gesetzentwurf stellt sich als Ergebnis der erfor-

- derlichen gesetzlichen Maßnahmen dar. 

Der Bautenaus'Schuß hat die gegenständliche 
Regiernmgsvodage in seiner SitZIUng am 4. No­
vember 1980 in Verhandlung genommen. In der 
Debatte, an der. sich nach den Ausführungen 
des Berichterstatters die AhgeoI1dneten Dr. P e 1 i­
k a n, B ab an i tz, Dipl.-Klm. DDr. K ö n i g, 
Pro b s t und K i t tJ sowie der Ausschußob­
mann Abgeor.dneter Dipl.-KJm. Dr. K e i m e I 
und die Frau Staatssekretär Dr. Beatrix E y P e 1-
tau er, beteiligten, Wurden vom Abgeordneten 
B a ban i tz ein umfassender AntI1ag betreffend 
die § 1 Ahs. 4, §§ 2 und 3, § 4 Abs. 1, 3, 7 bis 9, 
12,14 (neu) und 15 (neu), § 5 Albs. 1, § 7 Abs. 1, 
6 und 7, § 8 A,bs. 3 bis 5, § 9 Abs. 2 erster und 
letzter Satz, § 10 Abs. 3 und 7, 8 (neu) bis 10 
(neu), § 11, § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, § 14 und 

Hesoun 
Berichterstatter 

Z 7 der Anlage sowie ein Ergänzungsantrag zu 
§ 11 Abs. 3 eingebracht. 

Bei der Abstimmung wur,de die Regierungs­
vorlage unter Berucksichügrung der oben er­
wähnten Anträge tei}s einstimmig, teils mit 
Mehrheit angenommen. 

AbäIllderungsanträge des Abgeordneten Dipl.­
Kfrn. Dr.· K e i rn e I bzw. des Albgeordneten 
Dipl.-Kfm. DDr. K ö n ig und des Abgeord­
neten Dr. P e I i k ,a n fanrden - soweit ihr 
Wortlaut nicht mit jenem der oben erwähnten An­
träge des Abgeordneten B ,a ban i t z überein­
stimmte - keine Mehrheit. 

Der umfassende Abänderungsantrag des 
Abgeordneten B ab a n i tz geht von der heute 
insbesondere in der Bundes'republik Deutschland 
zum Durchbruch gelangten überzeugung aus, 
daß grundsätzlich alle Emissionen ohne Rück­
sicht auf den Aufstellungsort der emittierenden 
Anlage nach dem Stand der Technik zu begren­
zen sind. 

Der Bautenausschuß ist der AufEassung, daß 
d~'rch die Definition ,des "Standes der Technik" 
im § 2, insbesondere durch ,die Worte "deren 
Funktionstüchtigkeit im Dauerbetrieb erwiesen 
ist", sichel1gesteHt wil1d, 'daß nicht der Einsatz 
von unerprqbten oder wirtschaftlich untrag-· 
baren Mitteln verlailigt wird. Auf die Angemes­
senheit der zur Erreichung des angestrebten :E:r­
foI"ges ein'lJusetzenden Mittel wird b.ei der Be­
stimmung des Standes der Technik Bedacht zu 
nehmen sein. Das ist :tuch aus dem zweiten 
Satz des § 2 Abs. 2 ab'lJuleiten, wonach bei der 
Bestimmung des St:aIlldes der Technik insbeson­
dere vergleichbare Verfahren, Einrich tungen 
oder Betriebsweisen heral1iZuziehen sind. 

Der Ba'lltenaussch:uß stellt somit den A n­
t rag, der Nationalrat wolle dem an g e­
s c h ,los sen enG e set zen t w u r f die ver­
fassung~mäßi:ge Zust~mmung erteilen. 

Wien, 1980 11 04 

Dipl.-Kfm. Dr. Keimel 
Obmann 

-j. 
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2 509 ,der Beilagen 

"j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
über die Begrenzung der Emissionen von 
Dampfkesselanlagen (Dampfkessel-Emissions­

gesetz - DKEG) 

Der Nationalrat hat be~chlosseri: 

Sachlicher Geltungsbereich 

§ 1. (1) Den Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes unterliegen ortsfeste Anlagen von 
Dampfkesseln, die mit gasförmigen, flüssigen 
oder festen Brennstoffen befeuert werden oder 
denen durch heiße Abgase Wärme zugeführt 
wird (Abhitzekessel). 

(2) Dampfkesselanlagen im Sinne dieses Bun­
desgesetzes sind alle Anlagen, in denen in ge­
schlossenen Gefäßen Dampf erzeugt oder über­
hitzt wird oder Flüssigkeiten über ihren atmo­
sphärischen Siedepunkt erhitzt werden. 

(3) Dieses Bundesgesetz regelt den Betrieb von 
Dampfkesselanlagen hinsichtlich der jeweiligen 
höchstzulässigen Menge jener Emissionen, welche 
'eine Verunreinigung der Luft durch gasförmige, 
flüssige oder feste Stoffe bewirken können, so-

. wie hinsichtlich des jeweiligen Mindestwirkungs­
.grades. 

Emissionen und Immissionen 

§ 2. (1) Dampfkesselanlagen sind derart zu er­
richten, aUSZJurüsten und zu betreiben, daß 

a) die nach dem Stand der Technik vermeid­
baren Emissionen unterbleiben, und 

b) nicht vermeidbare Emissionen nach dem 
Stand ,der Technik rasch und wirks~m so 
verteilt wer,den, daß die Immissionsbela­
sliung der zu schützenden Güter (§ 4 Abs. 7 
Z.2lit. a) möglichst gering ist, und 

c) eine Gefähndung oder Belästigung im 
Sinne der Bestimmungen des § 4 Abs. 7 Z 2 
vermieden wird. 

(2) Der Stand der Technik im Sinne dieses 
Bundesgesetzes ist der Entwicklungsstand fort­
schrittlicher technolog.ischer Verfa<hren, Einrich­
tungen, Betriebsweisen und Reinigungsverfah­
ren, deren Runktionstüchtigkeit im Dauerbetrieb 

erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes 
der Technik sind insbesondere vergleichbare Ver­
fahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen her­
anZlUziehen. 

(3) Die der Emissionsbegrenzung dienenden 
Einrichmmgen, die Feuerungen unld Brenner so­
wie deren Zubehör sind derart zu konstruieren, 
zu prüfen und einzubauen, daß ihre verläßliche 
Funktion gesichert ist. 

(4) Die Höhe der Schornsteine ist unter Be­
rücksichtigung des Standortes der Anlage, der 
meteorologischen und topographischen Bedin­
gungen so festzulegen, daß einerseits nachteilige 
Einwil'!kiungen auf die Nachbarn und anderer­
seits eine Verschleppung der Emissionen in 
andere zu schützende Gebiete nach Möglichkeit 
vermieden werden.-

(5) Nähere Regelungen IlJach den Abs. 3 und 4 
sind durch Verordnung des Bundesministers für 
Bauten und Technik im Einvenlehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt­
schutz und dem Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie zu treffen . 

Grenzwert.e 

§ 3. (1) Für die verschiedenen Arten von 
Emissionen (§ 1 Abs. 3) sind gemäß § 2 Abs. 1 
und 2 obere GreI1JZwerte festzulegen. 

(2) Für die Abga~temperaturen sind obere 
und untere Grenzwerte, für den C02-Anteil im 
Rauchg,as und den Kesselwirkungsgrad untere 
Grenzwerte derart festzulegen, daß eine Beein­
trächtigung der Umgebung durch die abgege­
bene Wärme nicht eintritt, wobei auf die bau­
artbedingten Eig.enheiten der Anlage Rücksicht 
zu nehmen und zu beachten ist, daß der Schorn­
stein vor Kondensathildrung geschützt ist. 

(3) Die nach diesem Bundesgesetz festgelegten 
Emissionsgrenzwerte gelten für den sta,tionären 
Betrieb. Ihre Bill/haltung ist jedoch auch bei 
instationären Z.uständen . (zB Anfahren, Last­
änderungen) und während der Dauer von War­
tungs- und Reparaturarbeiten durch geeignete 
Maßnahmen anzustreben. 
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509 der Beilagen 3 

(4) Die Grenzwerte nach Albs. 1 und 2 hat 
der Bundesminister f.ür Bauten und Technik 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz und dem Bun­
desminister für Handel, Gewe!1be und Industrie 
durch Verordnung festzulegen. Hinsichtlich der 
Mindestwirkungsgrade (Abs. 2) gelten die Be­
stimmungen der Anlage zu diesem Bundesgesetz. 
Vor der Erlassung solcher Verordnungen ist den 
betmffenen gesetzlichen beruflichen . V ertretun­
gen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Gen e h m i gun g von D a m p f k e s s e 1-
anlagen 

§ 4. (1) Die Errichtung und Inbetriebnahme 
von Dampfkesselanlagen, deren Brennstoff­
wärmeleistung 50 kW übersteigt, bedarf der Ge­
nehmigung durch die Behörde (§ 6). 
Wer eine Dampfkesselanlage errichten will, hat 
die Genehmigung bei der Behörde zu bean­
tragen. 

(2) Dem Antrag nach
0 

Abs. 1 sind alle für eine 
umfassende technische Prüfung und Beurteilung 
der beabsichtigten Dampfkesselanlage erforder­
lichen Pläne, Skizzen und BeschreLbungen in 
dreifamer Ausfertigung anzuschließen. 

(3) Wird die GenehmLgung von Dampfkessel­
anlagen 

1. für feste oder flüssige Brennstoffe, für 
Mischfeuermngen sowie für Beheizung mit­
tels Abwärme mit einer Brennstoffwärme­
leistung von mehr als 500 k W oder 

2. für gasförmige Brennstoffe mit einer Brenn-
stoffwär:meleis~ung von mehr als 1 MW 

beantragt, so hat die Behörde die öffentliche 
Bekanntmaclwng des Antrages durch Anschlag 
in der Gemeinde und in Tageszeitungen, die 
im Bereich des Standortes der Dampfkesselan­
lagen verbreitet sind, zu veranlassen. Mit der 
Bekannnmachung ist eine Frist von sechs Wochen 
einzuräumen, innerhalb der gegen die Bewilli­
gung der Dampfkessdanlage von den Nachbarn 
(§ 75 Abs. 2 und 3 der Gewerbeordnung 1973, 
BGB1. Nr. 50/1974) begründete schriftliche Ein­
wendungen bei der Behörde eingebracht werden 
können. 

(4) Sind derartige Einwendungen eingelangt 
oder hat die Behörde gegen die Errichtung der 
Dampfkesselanlage Bedenken, so hat sie eine 
mündliche Verhandlung durchzuführen. Dabei 
sind jene Nachbarn, die Einwendungen gemäß 
Abs. 3 erhoben haben, zu hören. Handelt es 
sich um Dampfkesselanlagen, die nach den Be­
stimmungen des Art. 48 des Verwaltungsent­
lastungsgesetzes, BGBl. Nr. 277 /1925 in der 
Fassung des § 2 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 55/" 
1948, überwachungspflichtig sind, so ist das zu­
ständige überwachun~sorgan der Verhandlung 
beizuziehen und anzuhören. 

(5) Werden von Nachbarn privatrechtliche 
Einwendungen gegen die Dampfkesselanlage 
vorgebracht, so hat der Verhandlungsleiter auf 
eine Einigung hinzuwirken; die etwa herbei­
geführte Einigung ist in der Niederschrift über 
die Verhandlung zu beurkunden. Im übrigen 
sind solche Einwendungen auf den Zivilrechtsweg 
zu verweIsen. 

(6) Die Entscheidung der Behörde hat binnen 
drei Monaten nach Einlangen des vollständigen 
Antrages (Abs. 2) oder im Falle einer münd­
lichen Verhandlung binnen drei Monaten nach 
dieser zu ergehen. 

(7) Die Genehmigung gemäß Abs. 1 ist -
erfordedichenfalls unter Vorschreibungen von 
Auflagen - zu erteiien, wenn zu erwarten ist, 

1. daß im Betrieb die gemäß Albs. 8 vorzu-
schreibenden Emissionsgrenzwerte nicht· 
überschritten, die Mindestwirkungsgrade 
nicht unterschritten werden, und 

2. daß durch die Dampfkesse1anlage keine 
Immissionen bewirkt werden, die 
a) das Leben oder die Gesundheit von 

Menschen oder das Evgentum oder son­
stige dingliche Rechte der Nachbarn ge­
fährden oder 

b) zu einer unzumutlbaren Belästigung der 
Nachbarn im Sinne des § 77 Abs. 2 der 
Gewerbeordnung 1973 führen. 

(8) Der Bescheid, mit dem die Dampfkessel­
anlage genehmigt wird, hat jedenfalls zu ent­
hahen 

a) die zulässigen Emissionsgrenzwerte, . 
b) die Schornsteinhöhe, 
c) Ang.ahen der Grenzwerte nach § 3 Abs. 2, 

,d) aI1fäHig erforderliche Auflagen, insbeson-
dere gemäß Abs. 9 und § 8, 

e) die Anordnung, daß die Fertigstel1ung der. 
Anbge der zuständigen Behörde anzm:ei­
Igen ist,. 

f) die Feststellung, in welchem Eall einer 
Bct6ebsstärung eine erhebliche überschrei­
tung der Emissionsgrenz,werte auf längere 
Zeit im Sinne des § 10 Abs. 6 vorliegt. 

(9) Ist zu erwarten, daß durch die Emis-· 
sionen der Dampfkesselanlage auf Grund beson­
derer meteorologischer Verhältnisse im Zusam­
menwirken mit örtlichen Gegebenheiten Immis­
sionen verursacht werden, die zeitweise das Ein­
halten der Bestimmungen des Abs. 7 Z 2 ver­
hindern, so ist der Betreiber durch entsprechende 
Auflagen im Genehmigungsbescheid zu ver­
pflichten, während solcher Zeitspannen auf An­
ordnunrg der Behörde den Betrieb der Dampf­
kesse1anlage <liUf andere, schadstoffärmere Brenn­
stoffe umzustellen ader den Betrieb einzuschrän­
ken oder einzustellen. 
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(10) Die Behörde hat im Genehmigungsbescheid 
anzuordnen, daß die Dampfkesselanlage erst auf 
Grund einer Betriebsbewilligung in Betrieb ge­
nommen werden darf, wenn das Emissionsver­
halten der Anlage zum Zeitpunkt der Genehmi­

,gung nicht ausreichend beurteilt werden kann, 
oder wenn die Brennstoffwärmeleistung der 
Dampfkesselanlage mehr als 2 MW beträgt. Die 
zuständige Behörde hat in diesen Fällen vor Er­
teilung der Betriebsbewilligung einen befristeten 
Probebetrieb anzuordnen. 

(11) Die Betriebsbewilligung gemäß Abs. 10 
ist zu erteilen, wenn sich die Behörde an Ort 
und Stelle überzeugt hat, daß die im Genehmi­
gungsbescheid nach Abs. 7 enthaltenen Angaben 
und Auflagen erfüllt sind. 

(12) Wird eine Dampfkesselanlage, für welche 
eine Betriebsbewilligung gemäß Abs. 11 er­
teilt wurde, nach deren Erteilung während eines 
ununterbrochenen Zeitraumes von mehr als 
drei Jahren nicht bet~ieben, so erlischt die 
Betriebsbewilligung. 

(13) Wird binnen drei Jahren nach Erteilung 
des Genehmigungsbescheides mit der Errichtung 
der Dampfkesselanlage nicht begonnen, so tritt 
dieser Bescheid außer Kraft. 

. (14) Errgvbt sich nach Genehmigung der 
Dampfkesselanlage, daß die gemäß § 2 und § 4 
Abs. 7 wahrzunehmenden Interessen trotz Ein­
ha<1tung der im Genehmigungsbescheid und im 
Betriebsbewilligungsbescheid vorgeschriebenen 
A;uflagen nicht hinreichend geschützt sind, so hat 
dlC Behörde (§ 6) andere oder zusätzliche Aufla­
gen vorrzuschreiben. Soweit solche Auflagen nicht 
zur Vermeidung einer Gef~hrdung des Lebens 
~der der Gesundheit der Nachbarn notwendIg 
sllld, müssen diese Auflagen für den Betreiber 
der Dampfkesselanlage wirtschaftlich zumutbar 
sein. Zugunsten von Personen, die erst nach 
Genehmigung der Dampfkesselanlage Nachbarn 
geworden sind, sind solche Auflagen nur soweit 
vorzuschreiben, als diese zur Vermeidung einer 
Gefähridung des Lebens oder der Gesundheit 
dieser Personen notwendig sind. 

(15) Der Bundesminister für Bauten und 
Technik kann im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für Gesundheit und Umweltschutz 
und dem Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie zum Schutz der gemäß § 2 wahr­
zunehmenden Interessen durch Verordnung An­
forderungen an die Beschaffenheit jener Brenn­
stoffe festlegen, die zum Betrieb von Dampf~ 
kesselanlagen verwendet werden. 

Nachträgliche Änderungen 

§ 5. (1) Alle Ändel1ungen an einer genehmig­
ten Dampfkesselanlage, die ein überschreiten 
der gemäß § 4 Abs. 8 lit. a festgelegten Emis-

slOnsgrenzwerte oder eine Verschlechterung des 
Kesselwirkungsgrardes zur Folge hätten, bedür­
fen der vorherigen Genehmigung durch die Be­
hÖl1de. 

(2) Das Genehmigungsverfahren vst sinngemäß 
nach den Bestimmungen des § 4 durchzuführen. 

Behörden 

§ 6. (1) Behörde im Sinne diese~ Bundes­
gesetzes ist die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(2) Bei Dampfkesselanlagen, zu dereri Errich­
tung und Inbetriebnahme oder Knderungnach 
den gewerbe-, berg-, energie- oder eisenbahn­
rechtlichen Bestimmungen eine Bewilligung (Ge­
nehmigung) erforderliCh ist, entfällt eine geson­
derte Genehmigung nach den §§ 4 und 5, es 
sind jedoch deren materiellrechtliche Bestimmun­
gen bei Erteilung der betreffenden Bewilligung 
(Genehmigung) anzuwenden. 

überwachung 

§ 7. (1) Die in Betrieb befindlichen Dampf­
kesselanlagen 

1. für feste oder flüssige Brennstoffe, für 
Mischfeuerungen sowie für Beheizung mit­
tels AbwäI'me mit einer Brennstoffwärme­
leistung von mehr als 100 k W oder 

2. für gasförmrge Brennstoffe mit einer Brenn-
stoffwärmeleistung von mehr als 600 k W 

sind einmal jährlich durch einen befugten Sach­
verständigen (Abs. 2) auf die Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu über­
prüfen. Die überprüfung umfaßt die Besichti­
gung der Anlage und deren Komponenten, so-' 
weit sie für die Emissionen oder deren Begren­
zung sowie den Kesselwirkungsgrad von Be­
deutlung sind, verbunden mit der Kontrolle 
vorihandener Meßergebnisse oder Meßregistrie­
rungen. Die überprüfungen nach diesem Bun­
desgesetz sollen, soweit nach Art. 48 des Ver­
waltungs·endastungsgesecies überprüfungen an 
in Betrieb befindlichen Dampfkesselanlagen vor­
zunehmen sind, gemeinsam mit diesen durchge~ 
führt werden. Die Vornahme eigener Emissions­
messungen hat gemäß §8 zu erfolgen. 

(2) Als befugte Sachverständige kommen nach 
Wahl des Betreibers der Dampfkesselanlage fol­
gende inländische Personen oder Einrichtungen 
in. Betracht: 

1. einschlägige staatliche oder staatlich autori­
sierte Versuchsanstal ten, 

2. Z!iviltechniker einschlägiger Fachgebiete, 
3. für Dampfkesselanlagen, die nach den Be­

stimmungen des Art. 48 des Verwaltungs­
entlastungsgesetzes, BGBl. Nr. 277/1925, in 
der Fassung BGBl. Nr. 55/1948 über­
wachungspflichtig . sind, das zuständige 
Dampfkesselüberwachungsorgan. 
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4. für die in § 9 Abs. 1 angeführten Dampf­
kesselanlagen auch Gewerbetreibende, die 
zur Ausübung dieser überprüfungen befugt 
sind. 

(3) Hält die Behörde auf Grund von Beschwer­
den oder Anbringen von Nachbarn, amtlicher 
Wahrnehmungen oder baulicher oder verfahrens­
technischer Änderungen an der genehmigten 
Dampfkesselanlage eine zusätzliche überprüfung 
für erforderlich, hat sie diese überprüfung unter 
gleichzeitiger Namhaftmachung eines Sachver­
ständigen anzuordnen oder selbst vorzunehmen. 

(4) Die befugten Sachverständigen hab~n über 
die durchgeführten überprüfungen und deren 
Ergebnis schriftliche Befunde auszustellen, die 
zur Einsichtnahme durch die Behörde minde­
stens drei Jahre aufzubewahren sind. 

(5) Ergeben sich bei den überprüfungen Ab­
weichungen vom konsensgemäßen Zustand der 
Dampfkesselanlage und kann der konsensgemäße 
Zustand nicht sofort hergestellt werden, so hat 
der Sachverständige hierüber unverzüglich die 
Behörde zu unterrichten. 

(6) Wenn die Emissionen der Dampfkesselan­
lage die festgesetzten Grenzwerte überschreiten 
und 

a) das Leben oder die Gesundheit von Men­
schen oder das Eigentum oder sonstige 
dingliche Rechte der Nachbarn gefähr­
den oder 

b) zu emer unzumutbaren Belästigung der 
Nachbarn im Sinne des § 77 Abs .. 2 der 
Gewer:beordnunß 1973 führen, 

so hat die Behörde mit Bescheild unverzüglich 
anzuordnen, daß der Betrieb der Dampfkessel­
anlage solange eingeschränkt oder eingestellt 
wird, bis der vorschriftsmäßige Betrieb wieder 
möglich ist. Einer gegen einen solchen Bescheid 
eingebrachten Berufung kommt keine aufscl1ie­
bende Wirkung zu. 

(7) In allen anderen als den im Abs. 6 an­
gegebenen Fällen hat die Behörde eine angemes­
sene Frist einzuräumen, innerhalb der der kön­
sensgemäße Zustand der Dampfkesselanlage 
hergestellt wenden muß. Wird dieser Anordnung 
nicht fristgerecht entsprochen, so ist sinngemäß 
nach Abs. 6 vorZlugehen. 

(9) Die zuständige Behörde hat die Einhaltung 
der Bestimmungen des Abs. 1zu kontrollieren. 

(10) Die befugten Sachverständigen. sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen bei der Aus-. 
übung ihres Dienstes bekannt gewordenen Ge­
schäfts- und Betriebsgeheimnisse, insbesondere 
über die ihnen als geheim bezeichneten Einrich­
tungen, Verfahren und Eigentümlichkeiten der' 
Betriebe verpflichtet. 

Emissionsmessungen 

§ 8. (1) Die Behörde hat im Genehmigungs­
bescheid festzulegen, ob und in welchem Um­
fange Abnahmemessungen sowie wiederkehrende 
oder kontinuierliche Emissionsmessungen an der 
Dampfkesselanlage durchzuführen sind. Emis­
sionsmessungen sind ferner durchzuführen, wenn 
auf Grund der überprüfung gemäß § 7 Grund 
zur Annahme besteht, daß die im, Genehmi­
gu~gsbescheid vorgeschriebenen Emissionsgrenz­
werte ,im Betrieb überschritten werden. 

(2) Bei Dampfkesselanlagen, die gemäß§ 4 
Abs. 10 einer Betriebsbewilligung bedürfen, hat 
die Behörde im Rahmen des Probebetriebes 
Abnahmemessungen aller jener Emissionen, 
weIChe gemäß § 4 Abs. 8 durch den Genehmi­
gungsbescheid begrenzt worden sind, durchzu­
führen. Abnahmemessungen können entfallen, 
wenn der sichere Nachweis der Einhaltung der 
vorgeschriebenen Grenzwerte anderweitig er­
folgen kann. 

(3) Bei Dampfkesselanlagen ~it Abscheide-. 
aggregaten sind die für die Ahscheidefunktion 
maßgebenden Größer einer laufenden Messung 
mit Datenaufzeichnung zu unterziehen, wenn 
die Brennstoffwärme1eisüung 2 MW überschrei­
tet. 

(4) Bei Dampfkesselanlagen, deren Brennstoff­
wärmeleistung 1 MW überschreitet, sind unbe­
schadet der Bestimmungen des § 7 Abs. 1 und 3 
in regelmäßigen Zeitabständen, mindestens jedoch 
alle fünf Jahre, bei einer Brennstoffwärme­
leistung von mehr als 2 MW mindestens alle 
drei Jahre Messungen der Emissionswerte durch 
einen befugten Sachverständigen durchzufüh­
ren. 

(5) Der Bundesminister für Ba'uten und 
Technik trifft im Einvernehmen mit dem Bun~ 
desminister für Gesundheit und Umweltschutz 
und dem Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie die ZlUr Durchführunß der Emis-

(8) Die Behörde hat die Stillegung der Dampf- sionsmessungen nach Abs. 1 erforderlichen nähe­
kessel anlage mit Bescheid anzuordnen, wenn der ren Regelungen, insbesondere über die anzu­
Betreiber oder seine gemäß § 9 VStG 1950 wendenden MeßverfaJhren durch Verordnung. 
verantwortlichen Personen, trotz mehrmaliger Vor der Erlassung solcher Verordnungen ist 
jedoch mindestens dreimaliger Bestrafung gemäß den betroffenen gesetzlichen beruflichen Ver­
§ 12 weiterhin gegen die dort angegebenen I tretungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu . 
gesetzlichen Bestimmungen verstoßen. geben. . 
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Erleichterungen 

§ 9. (1) Die überprüfung von Dampfkessel­
anlagen (§§ 7 Abs. 1 und 3, 8 Abs. 1 und 9 
Abs. 2), deren Brennstoffwärmeleistung 150 kW 
nicht übersteigt, kann auch durch zur Ausübung 
dieser überprüfungen befugte Gewerbetreibende 
erfolgen. 

{2) Bei Dampfkesse1anlagen für gasförmige 
Brennstoffe mit einer Brennstoffwärmeleistung 
bis 600 kW entf~llt unbescha-det der Bestimmun­
gen des § 6 Abs. 2 die Verpflichtung zur Ein­
holung der Genehmigung oder Bewilligung. 
Solche Dampfkesselanlagen sind jedoch durch 
einen befugten Sachverständigen (§ 7 Abs. 2) 
vor i,hrer Inbetriebnahme zu besichtigen. Der 
Befund über diese Besichtigung ist der Behörde 
zu übermitteln. Eine Durchschrift des Befun­
des ist dem Betrdber der Anlage auszufolgen, 
der sie zur jederzeitigen Einsichtnahme durch 
die Behörde aufz'uberWoa,hren hat. El"gibt sich auf 
Grund des Befundes, daß die Anlage den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes und der auf 
seiner Grundlage erIassenen Verordnungen nicht 
entspricht, so hat di.e Behörde sinngemäß nadl 
den Bestimmungen des§ 7 Abs. 6 und 7 vor­
zugehen. 

Pflichten des Betreibers 

§ 10. (1) Jeder Betreiber einer Dampfkessel­
anlage hat für ihren ordnungsgemäßen Betrieb 
und für die Einhaltung der in diesem Bundes­
gesetz, den hiezu ergangenen Durchführungs­
verordnungen und im Genehmigungsbescheid 
festgesetzten Grenzwerte für die Emissionen und 
den Kesselwirkungsgrad, ferner für die Einhal­
tung etwaiger im Genehmigungs- oder Betr·iebs­
bewilligungsbescheid gemachter Auflagen sowie 
dafür zu sorgen, daß alle Ausrüstungsteile richtig 
gewartet und hinsichtlich ihrer Funktion laufend 
kontrolliert werden. 

(2) Der Betreiber der Dampfkesselanlage hat 
die Überprüfung der Anlage nach § 7 Abs. 1, 
die Emissionsmessungen nach § 8 oder die Besich­
tigung nach § 9 Abs. 2 rechtzeitig zu veranlassen. 
Er hat die Kosten der überprüfungen, Emissions­
messungen und Besichtigungen zu tragen. 

(3) Der .ßetreiber hat der Behörde oder dem 
hiez'u beauftralgten Ibefugten Sachverständigen 
wä.hrenrd der ,Betriebszeit den Zutritt zu der 
Anlage zu gestatten und Einsicht in alle die 
Emissionen rund den Wirkungsgrad der Dampf­
kesselanlage betreffenden Aufizeichnungen zu 
gewähren. 

(4) Treten im Betrieb der Dampfkesselanlage 
Störungen auf, die eine überschreitung der zu­
lässigen Emissionen verursachen, so hat der Be­
treiber die Behebung der Störung unverzüglich 
zu veranla'ssen. 

(5) Bei Dampfkesselanlagen, für deren Betrieb 
eine Betriebsbewilligung nach § 4 Abs. 10 er­
teilt wurde, ist die Behörde über solche Störun­
gen (Abs. 4) und die zu ihrer Behebung ergriffe­
nen Maßnahmen unverzüglich zu informieren. 

(6) Werden durch die Störung die festgesetzten 
Emissionsgrenzwerte auf längere Zeit erheblich 
überschritten, so hat der Betreiber unverzüglich 
den Betrieb der Dampfkesselanlage einzuschrän­
ken oder zu unterbrechen, biJs die Störung be­
hoben ist. 

(7) Bei Dampfkesselan1agen mit einer Brenn­
stoffwärmeleistung von mehr als 2 MW hat der 
Betreiber regelmäßig Aufzeichnungen über den 
Tagesverbrauch an Brennstoff und der in dieser 
Zeit erzeugten Dampf- bzw. Heißwassermenge 
unter Angabe der Druck.- und Temperaturwerte 
zu führen, die zur jederzeitigen Einsichtnahme 
durch die Behörde mindestens fünf Jahre aufzu­
bewahren sind. 

{8) Der Betreiber einer' nach diesem Bundes­
gesetz genehmigten oder bewilligten, in Betrieb 
befindlichen Dampfkesselan1age, deren Brenn­
stoffwärmeleistung i MW überschreitet, ist ver­
pflichtet, der Behörde AngaJben über Art und 
Menge der Emissionen, über zeitliche Verände­
rungen des BmissionsverhaItens sowie über die 
Austrittsbedingungen (Abgastemperatur; Aus­
trittsgeschwindigkeit der Abgase) zu machen. 
Diese Emissionserklärung ,hat jährlich zu ·erfol­
gen. Die Bestimmungen der §§ 7 und 8 werden 
durch ,diese Bestimmung nicht berührt. 

(9) Der Bundesminister für Bauten und Tech­
nik hat im Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster tür Gesundheit und Umweltschutz und 
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie durch Verof1dnung Inhalt, Umfang, 
FOl1m und Zeitpunkt der Abgla;be der Emissions­
erklärung sowie das bei ,der ,Ermittlung der 
Emissionen einzuhaltende Verfahren näher zu 
regeln. 

{lO) Daten a'us der Emissionserkläl"ung, die 
Rückschlüsse a,uf Betrie:bs- oder Geschäftsgeheim­
nisseermöglichen, dürfen ohne Zustimmung des 
Betreibers nicht veröffentlicht werden. 

übe r g a n g s be stirn m u n gen 
§ 11. (1) Dampfkesselanlaigen, die vor dem 

Inkrafttreten dieses ,Bundesgesetzes in Betrieb 
genommen Wlurden oder deren Errichtung vor 
dem Inkrafttreten dieses B,undesgesetzes auf 
Grund anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen 
genehmigt Dder bewilligt worden ist, bedürfen 
keiner Genehmigung nach den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes. 

(2) Dampfkesselanlagen {Albs. 1) mit einer 
Brennstoffwärmeleistung von mehr als 50 kW 
sind von den Betreibern innerhalb von drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes der Behörde zu melden. 
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(3) Die zrli'm Zeitpunkt des IlYkrafttretens die­
ses Bundesgesetzes hereits in Betrieb stehenden 
Dampfkesselanlagen mit den in § 7 Abs. 1 Z 1 
und 2 angeführten' IBrennstoffwärmeleistungen 
sind durch einen befugten Sachverständigen 
(§ 7 Abs. 2) innerhalb eines Ja:hres nach dem 
Inkrafttreten dieses ,Bundesgesetzes zu besichti­
gen. Der 'Befund über diese ,Besichtigung hat 
insbesondere festzustellen, ob die Bestimmun­
gen dieses Bundesgesetzes und der auf seiner 
Grundlage erlassenen Verordnungen eingehal­
ten wer,den und ist der .Behörde :ZiU übermitteln. 
Eine Durchschrift des Befundes ist dem Betrei­
ber der Anlage auszufolgen. In den Befund ist 
die Feststellung, in welchem Fall einer Betriebs­
störung eine erhebliche überschreitung· der 
Bmissionsgrenzwerte auf 'längere Zeit im Sinne 
des § 10 Abs. 6 vorliegt, Q;ufzunehmen. 

(4) Unbeschadet Ider Bestimmungen der Abs. 1 
bis 3 gelten für die im Ajbs. 1 angeführten 
Dampfkesselanlagen 

a) die Bestimmungen des § 5 (Nachträgliche 
cKnderungen) nach Maßgaibe des Abs. 7 
und mit der weiter·en Maß.~abe, daß an die 
Stelle der gemäß § .4 Abs. 8 Et. a festge­
legten Emissionsgren:z.werte die nach ande­
ren Rechtsvorschriften hescheidmäßig fest­
gelegten und in Ermangelung solcher 
Grenzwerte die Igemäß § 3 Abs. 1 fest­
gelegten und für eine vergleichbare An­
lage in Betracht kommenden Grenzwerte 
zu treten haben und 

b) die Bestimmungen des § 7 r(überwachiUng) 
nach Maßga1be der Abs. 5 und 6. 

(5) Er.gibt die Besichtigung nach Abs. 3 oder 
die Überprüfung nach § 7, daß die Dampfkessel­
anlage (Abs. 1) den Bestimmungen ·dieses Bun­
desgesetzes und der 3Iuf seiner Grundlage er­
lassenen Verordnungen nicht entspricht, so hat 
die Behörde durch Vorschre~bung -geeigneter 
Maßnahmen für die Herstellung des von die­
sem Bundesgesetz geforderten Zustandes zu sor­
gen. Hiebei sind, wenn es sich nicht um Fälle 
nach Abs. 6 handelt, die Bestimmungen der 
§§ 2, 3 rund 4 Abs. 7 nur insoweit anzuwen­
den, als sie ohne wesentliche Beeinträchtigung 
erwol1bener Rechte, ohne unverhältnismäßigen 
Kostenaufwand und ohne größere Betriebsstö­
rungen eingehalten werden können; diese Ein­
schränkung gilt nicht, wenn es sich um die 
Beseitigung von das Leben oder die Gesund­
heit von Menschen gefährdenden Mißständen 
handelt. 

(6) Wenn die Emissionen der Dampfkesselan­
lage {Albs. 1) das Zweifache ,der gemäß § 3 
Abs. 1 festgelegten und für eine vergleichbare 
Anhge in Betracht kommenden Grenzwerte 
übersteigen, hat die Behörde durch Vorschrei~ 
bung geeigneter Maßnahmen jedenfalls dafür zu 
sorgen, daß innerhalb einer von ihr festzuset-

zen den Frist, die fünf Jahre nicht übersteigen 
darf, die Emissionen zumindest soweit herab­
gesetzt werden, daß das Zweifache dieser Grenz­
werte nicht überschritten wind. Bei der Fest­
senzung dieser Frist ist auf den zur Erfüllung 
der vOl"\geschriebenen Maßnahmen erforder­
lichen technischen und finanziellen Aufwand 
Bedacht zu nehmen. In begründeten Einzel­
fällen kann die Behörde durch Bescheid höhere 
Emissionen gestatten, sofern das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen nicht gefährdet ist 
und solange eine solche Erleichtef'ung unter Be­
dachtnahme 'aufdie Interessen des Umweltschut­
zes aus volkswirtschaftlichen Gründen geboten 
ist. 

(7) Bei Anwendung des § 5 auf Dampfkessel­
anlagen nach Abs. 1 sind die Bestimmungen der 
§§ 2, 3 und 4 Abs. 7 nur hinsichtlich der neuen 
oder geänderten An1a:genteile anzuwenden. 

(8) Unterschreitet der Wirkungsgrad einer 
Dampfkesselanlage oder ihr C02-Anteil im 
Rauchgas den gemäß .§ 3 Abs. 2 festgelegten 
jeweiligen ·unteren Grenzwert um mehr als 
10010, so ist die Dampfkesselanlage innerhalb 
eines Jahres nach Durchführung der Besichtigung 
(Abs. 3) entsprechend UIIWU'bauen oder außer 
Betrieb zu nehmen. 

Strafbestimmungen 
§ 12. (1) Einer Verwaltungsübertretung macht 

sich schuldig und ist, sof,ern die Handlung oder 
Unterlassung nicht nach anderen Vorschriften 
mit strengerer Strafe bedroht ist, von der Be-' 
hörde mit Geldstrafe 

1. bis zu 10000 S (Cu bestrafen, wer den in 
§ 10 Abs. 1 bis 8 fesugelegten Pflichten 
nicht nachkommt; eine Verletzung der 
Bestimmung des § 10 Abs. 6 ist bei Dampf­
kesselanlagen mit einer geringeren als den 
im § 7 Abs. 1. angeführten Brennstoff­
wärmeleistungen nicht strafbar; 

2. bis zu 100 000 S zu bestralen, wer 
a) die festgelegten Emissionsgrenzwerte und 

Mindestwirkungsgrade nicht einhält 
<§ 3 Abs. 1 und 2 und § 4 Abs. 8 lit. a) 
oder . 

b) Gebote oder Verbote der gemäß § 2 
Abs. 5 und § 3 Abs. 4 erlassenen Ver­
ordnungen oder die gemäß den Be­
sümmungen des § 4 Abs. 8 und 9 in 
Bescheiden vOf1geschriebenen Auflagen 
nicht einhält oder 

c) andere als die oben genannten Gebote 
und Verbote dieses Bundesgesetzes oder 
der auf seiner Grundlage erlassenen Ver­
ordnungen oder Bescheide mißachtet, 
wenn hiedurch eine höhere Beeinträchti­
gung der Nachbarn: durch Emissionen 
eintritt, als dies bei Einhaltung der Ge­
bote und Verbote der Fall wäre; 
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3. bis zu 500000 S zu bestrafen, wer 
a) eine genehmigungspflichtige Dampfkes­

selanlage ohne die erforderliche Bewilli­
gung (Genehmigung) errichtet oder be­
treibt(§ 4) oder 

erlassen werden, treten jedoch frühestens gleich­
zeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft. 

Vollziehung 

§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
b) eine genehmigungspflichtige Dampfkes- ist 

selanlage ohne die erforderliche Geneh­
migung ändert oder .nach. der Änderung 
betreibt (§ 5) oder 

c) Anordnungen nach § 11 .Abs. 5 o.der 6 
mißachtet. 

(2) Auf Verstöße gegen die Bestimmungen 
des § 7 Abs. 10 findet § 122 des Strafgesetz­
buches, BGBl. Nr. 60{1974, Anwendung, sofern 
nicht die Tat nach einer anderen Bestimmung 
.mit strengerer Strafe bedroht ist. 

Inkrafttreten 

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz. tritt mit 
31. März 1981in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes­
gesetzes können bereits vor seinem Inkrafttreten 

1. hinsichtlich der§§ 2 Ahs. 5, 3 Abs. 4, 
4 A:bs. 15, 8 Abs. 5 und 10 Abs. 9 sowie 
hinsichtlich der Z 2 und 7 der Anlage der 
Bundesminister für Bauten und Technik 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz und 
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie, 

2. hinsichtlich des § 6 Albs. 2 der Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und Industrie 
h2'Jw. ,der Bundesminister für Verkehr, je­
weils innerhalb seines Wil'kungsbereiches, 

3. im übrigen der Bundesminister für Bauten 
und Technik 

betraut. 

Anlage 

. Mindestwirkungsgrade für Dampfkesselanlagen 

1. Der Kesselwirkungsgrad ist das Verhältnis 
. der an den Wärmeträger abgegebenen Nutz­
wärmemenge zu der zugeführten Wärmemenge. 

2. Für Dampfkessel für Heizanlagen ~it einer 
BrennstoffwärlJ1eleistung bis 2,75 MW werden 
die in der ONORM M 7510 Teil 2 enthaltenen 
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4. Dampfkessel zur Erzeugung von Dampf für 
betriebliche Zwecke, die bauartmäßig Heizungs­
kessel entsprechen, müssen die Mindestwirkungs­
grade gemäß Z. 2 aufweisen. Für Dampfkessel 
mit größerer Nennleistung als in 'der öNORM 
M 7510 Teil 2 vorgesehen ist, sind die für die 
größte Nennleistung in dieser öNORM ange­
gebenen Mindestwirkungsgrade einzuhalten. 

5. Dampfkessel in Sonderbauart müssen in 
der Regel die Mindestwerte gemäß Z. 2 oder 
Z. 4 aufweisen. Ist dies aus verfahrenstechnischen 
Gründen nicht möglich, hat die zuständige Be­
hörde im Genehmigungsbescheid (§ 4 Abs. 8) 
den höchstmöglichen Mindestwirkungsgrad nach 
den technischen Gegebenheiten festzulegen. 

6. Der festgelegte Mindestwirkungsgrad darf 
im Betriep bei Nennleistung nicht unterschritten 
werden. Eine Kesselanlage darf im Teillastbereich 
bis zu 300/0 der Nennleistung betrieben werden, 
wenn hiebei der festgelegte Mindestwirkungs­
grad bei Nennleistung um nicht mehr als 
10 Prozentpunkte *). unterschritten wird, ausge­
nommen im Kurzzeitbetrieb, der 300 Stunden 
pro Jahr nicht überschreiten darf. Im Storfall 
kann die zuständige Behörde die überschreitung 
des Ausmaßes von 300 Stunden bewilligen. 

7. Die gemäß § 3 Abs. 4 zu erlassende Ver­
ordnung kann brennstoffbedingte Abweichungen 
der einzuhaltenden Mindestwirkungsgrade vor­
sehen. 

*) Siehe ONORM A6405 
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